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Leitung eines speziell für Aufgaben der Strafenverwirk­
lichung zuständigen Richters tätig sind. Eine neue Maß­
nahme, die das Gericht anstelle einer Freiheitsstrafe von 
nicht über 6 Monaten oder einer milderen Strafe anwen­
den kann, ist die Zwangsheilung von Alkoholikern im 
Wege der Arbeitstherapie, die für die Dauer von höchstens 
zwei Jahren in speziellen staatlichen Einrichtungen durch­
geführt wird. Um eine effektivere Vorbeugung der Krimi­
nalität zu sichern, sind in der UVR nunmehr komplexe 
Rechtsvorschriften geplant, die das Organisationssystem 
der Vorbeugung regeln sollen.

Änderungen und Ergänzungen des StGB, der StPO und 
des Strafvollzugsgesetzes in der VRB10 zielen ebenfalls dar­
auf ab, den Anwendungsbereich freiheitsentziehender und 
anderer strafrechtlicher Zwangsmaßnahmen weiter einzu­
schränken und die Verwirklichung der Strafen ohne Frei­
heitsentzug zu vervollkommnen. Die Möglichkeiten, Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit durch 
Maßnahmen der gesellschaftlichen Einwirkung zu ersetzen, 
sollen erweitert werden. Als neue Art des Absehens von 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit wird 
die Anwendung einer Ordnungsstrafe anstelle der Krimi­
nalstrafe eingeführt.

Nach den neuen Bestimmungen über die Verwirklichung 
von Strafen ohne Freiheitsentzug sind die bedingt Ver­
urteilten verpflichtet, während der Bewährungszeit zu 
arbeiten oder zu lernen. Kommt der Verurteilte dieser 
Pflicht nicht nach, kann ihm das zuständige staatliche 
Organ eine geeignete Arbeit bzw. Weiterbildung Vorschlä­
gen, und bei hartnäckiger Weigerung kann das Gericht 
den vollständigen oder teilweisen Vollzug der Freiheits­
strafe beschließen.

In der CSSR wird geprüft, ob im Rahmen von Neu­
regelungen auf dem Gebiet des Strafrechts die Aufsicht 
und Fürsorge über bedingt Verurteilte eingeführt und 
künftig im Strafgesetz — wie z. B. in der VRP und in der 
DDR — konkrete Verpflichtungen vorgesehen werden 
sollen. Weiterhin wird erwogen, dem Gericht die Möglich­
keit zu geben, die Bewährungszeit bis zur gesetzlichen 
Höchstgrenze zu verlängern oder die Verpflichtungen zu 
verstärken, wenn der Verurteilte den ihm erteilten Auf­
lagen nicht nachgekommen ist. Andererseits soll das 
Gericht auch die Befugnis erhalten, auferlegte Beschrän­
kungen der Rechte des Verurteilten während der Bewäh­
rungszeit aufzuheben oder zu erleichtern. Hinsichtlich der 
Besserungsarbeit wird geprüft, ob diese Strafe künftig 
mit der Verpflichtung verbunden werden soll, unbezahlte 
Arbeit zum gesellschaftlichen Nutzen zu leisten. Dabei 
wird berücksichtigt, daß der Vollzug der Freiheitsstrafe 
erfahrungsgemäß überwiegend bei solchen bedingt oder 
zu Besserungsarbeit Verurteilten angeordnet werden 
mußte, denen gegenüber gar keine oder eine nicht aus­
reichende gesellschaftliche Erziehung und Betreuung statt­
gefunden hatte. Im Rahmen der Gesetzgebungsarbeiten 
wird auch erwogen, bei minderschweren Straftaten eine 
bedingte oder endgültige Einstellung des Verfahrens durch 
den Staatsanwalt oder das Gericht in den Fällen vorzu­
sehen, in denen die Schuld des Täters zweifelsfrei fest­
steht, der Täter geständig ist, die Tat bereut, den Willen 
zur Wiedergutmachung des Schadens bekundet und eine 
Konfiskation nicht in Betracht kommt.

Auch in der SRR werden neue Gesetze auf dem Gebiet 
des Straf- und Strafprozeßrechts vorbereitet. Ein Haupt­
anliegen dieser Gesetzgebung ist es, den Anwendungs­
bereich der verschiedenen Strafen ohne Freiheitsentzug 
beträchtlich zu erweitern, wobei mehr Hauptstrafen ohne 
Freiheitsentzug ausgesprochen werden sollen, die den Ein­
satz von Arbeit als Erziehungsmittel und eine aktive Mit­
wirkung der sozialistischen Betriebe, der Arbeitskollek­
tive, der gesellschaftlichen Organisationen und der Werk­
tätigen bei der Erziehung von Rechtsverletzern ermög­
lichen.

Bei der Neugestaltung des Systems strafrechtlicher

Sanktionen sind folgende Strafen ohne Freiheitsentzug 
vorgesehen:

1. Kontrolle durch das Arbeitskollektiv für die Dauer bis 
zu drei Jahren bei Straftaten von geringer Gesellschafts­
widrigkeit: Der Verurteilte soll verpflichtet sein, in sei­
nem Beschäftigungsbetrieb (Nichtberufstätigen wird ein 
Betrieb zugewiesen) unter bestimmten Beschränkungen 
seiner Rechte (z. B. Lohnabzug zwischen 15 und 20 Pro­
zent, Verbot des Wechsels der Arbeitsstelle, bei Vorbe­
straften Nichtanrechnung der Strafzeit auf das Dienstalter) 
zu arbeiten. Die Kontrolle über sein Verhalten soll ein 
Kollektiv (Meister und Vertreter der Gewerkschafts- und 
der Jugend- oder Frauenorganisation) ausüben. Der Ver­
urteilte soll außerdem verpflichtet sein, den durch die 
Straftat verursachten Schaden vollständig wiedergutzu­
machen.

2. Kontrolle durch staatliche Organe für die Dauer bis 
zu 5 Jahren bei vergleichsweise schwereren Straftaten: 
Der Verurteilte soll verpflichtet werden, sich regelmäßig 
bei den Milizorganen zu melden und seinen Wohnort nicht 
ohne deren Genehmigung zu verlassen. Er soll in seinem 
Beschäftigungsbetrieb unter den gleichen Beschränkungen 
seiner Rechte wie bei der Kontrolle durch das Arbeits­
kollektiv arbeiten und* ebenfalls unter Anleitung und 
Aufsicht seines Arbeitskollektivs stehen. Der Lohnabzug 
soll 20 bis 25 Prozent betragen.

3. Strenge Kontrolle durch staatliche Organe für die 
Dauer bis zu 5 Jahren bei schweren Straftaten, bei erneu­
ter Straffälligkeit sowie bei Personen, die sich der Kon­
trolle durch das Arbeitskollektiv oder durch staatliche 
Organe entziehen oder die ihnen auferlegten Verpflich­
tungen nicht einhalten: Der Verurteilte soll verpflichtet 
sein, in einem sozialistischen Betrieb eines anderen Ortes 
oder in einer anderen Arbeitsstelle, die vom Gericht fest­
gelegt wird, bei gleichen Beschränkungen seiner Rechte 
wie bei der Kontrolle durch das Arbeitskollektiv zu 
arbeiten. Er soll an seinem Arbeitsort wohnen, diesen Ort 
ohne Genehmigung der Milizorgane nicht verlassen dür­
fen und sich regelmäßig bei ihnen melden.

Diese neuen Strafen ohne Freiheitsentzug sollen auch 
alternativ zu Geldstrafe und zu Freiheitsstrafe anwendbar 
sein. 1
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